SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 18. Dezember 2019
19. Wahlperiode

Unterrichtung 19/199

der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesaufnahmegesetzes und des
Gesetzes zur Ausfuhrung des Asylbewerberleistungsgesetzes

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-
weis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Ver-
bindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz (PI1G).

Federfihrend ist das Ministerium fur Inneres, landliche Raume und Integration.

Zustandiger Ausschuss: Innen-und Rechtsausschuss






Schleswig-Holstein }_ Schleswig-Holstein
Der echte Norden Ministerium flr Inneres,
%5 landliche Rdume

und Integration

Ministerium flr Inneres, landliche R4ume und Integration Minister
Postfach 71 25 | 24171 Kiel

An den

Prasidenten des
Schleswig-Holsteinischen Landtages
Herrn Klaus Schlie

24105 Kiel

g Qpezember 2019

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesaufnahmegesetzes und des
Gesetzes zur Ausfiihrung des Asylbewerberleistungsgesetzes

Sehr geehrter Herr Prasident,

den beiliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesaufnahmegesetzes und
des Gesetzes zur Ausfilhrung des Asylbewerberleistungsgesetzes tibersende ich unter Hin-
weis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbindung
mit dem Parlamentsinformationsgesetz mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Der Gesetzentwurf ist gleichzeitig den zu beteiligenden Verbénden zur Anhérung zugeleitet
worden.

\
{

Mit freundlichen GriiRen A

dww&(k U Lb LLL L(b

Hans-Joachim Grote

Anlage: Gesetzentwurf

Dienstgeb&ude Dusternbrooker Weg 92, 24105 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-2833 |
Poststelle@im.landsh.de | www.innenministerium.schleswig-holstein.de | Buslinie 41, 42, 51 |
E-Mail-Adressen: Kein Zugang fur verschliisselte Dokumente.
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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesaufnahmegesetzes und des
Gesetzes zur Ausfuhrung des Asylbewerberleistungsgesetzes

Federfuhrend ist das Ministerium fir Inneres, landliche Raume und Integration
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A. Problem

Durch verschiedene Rechtsanderungen sind einige Begrifflichkeiten im Landes-
aufnahmegesetz und im Gesetz zur Durchflihrung des Asylbewerberleistungsge-
setzes Uberholt. Daneben bedarf es verschiedener Verordnungsermachtigungen.

B. Lésung

In das Landesaufnahmegesetz werden zwei Verordnungsermachtigungen aufge-
nommen, eine zur Verarbeitung von Daten nach § 56 a Abs. 3 Satz 1 des Aufent-
haltsgesetzes, eine zur Bestimmung der Zustandigkeit einer Auslanderbehdrde
fur einzelne Aufgaben nach § 71 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes. Weiter wird im
Gesetz zur Ausfuihrung des Asylbewerberleistungsgesetzes klargestellt, dass das
Landesamt fur Auslanderangelegenheiten auch fur die Leistungsgewéahrung nach
diesem Gesetz fur Personengruppen, welche in landeseigenen Unterkinften zur
Ausreise untergebracht sind, zustandig ist. Dartuber hinaus werden in beiden Ge-
setzen kleinere redaktionelle Anpassungen vorgenommen.

C. Kosten und Verwaltungsaufwand

1. Kosten
Durch das Gesetz entstehen keine zusatzlichen Kosten.

2. Verwaltungsaufwand
Es entsteht kein héherer Verwaltungsaufwand, da sich die Aufgaben des Landes
und der Kommunen nicht &ndern, sondern wie zuvor wahrgenommen werden.

3. Auswirkungen auf die private Wirtschaft
Es sind keine Auswirkungen auf die private Wirtschaft erkennbar.

D. Landerubergreifende Zusammenarbeit

Das vorliegende Gesetz schafft fur die fir das Aufenthaltsrecht zustandige obers-
te Landesbehoérde die Mdglichkeit, die Zustandigkeit fir die im Rahmen der elekt-
ronischen Aufenthaltstiberwachung nach § 56a Absatz 3 Satz 1 des Aufenthalts-
rechts erhobenen und gespeicherten Daten auf eine andere Stelle als die Aus-
landerbehoérde zu Ubertragen (z.B. im Wege der Mandatierung der Gemeinsamen
elektronischen Uberwachungsstelle der Lander - GUL - in Hessen). Auf diese
Weise kdnnen bereits bestehende Strukturen in anderen Landern genutzt und
Synergien erzielt werden.

E. Information des Landtages nach Artikel 28 der Landesverfassung
Der Prasident des Schleswig-Holsteinischen Landtages ist mit Schreiben vom
....... 2019 von dem Gesetzentwurf unterrichtet worden.

F. Federfuhrung
Federfuihrend ist das Ministerium fur Inneres, landliche Raume und Integration.
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Gesetz zur Anderung des Landesaufnahmegesetzes
und des Gesetzes zur Ausfihrung des Asylbewerberleistungsgesetzes

Vom

Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen:

) Artikel 1
Anderung des Landesaufnahmegesetzes

Das Landesaufnahmegesetz vom 23. November 1999 (GVOBI. Schl.-H. S. 391), ge-
andert durch Gesetz vom 3. Januar 2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 5), Ressortbezeich-
nungen zuletzt ersetzt durch Artikel 18 der Verordnung vom 16. Januar 2019
(GVOBI. Schl.-H. S. 30), wird wie folgt geandert:

1. 8§ 2 wird wie folgt gedndert:

a) Die Absatzangabe ,(1)* wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

2. 8 3 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 2 wird die Angabe ,vom 30. Juli 2004 (BGBI. | S. 1950) gestrichen.

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

,0. Auslanderinnen und Auslander im Sinne von § 1 Absatz 1 des Asylgeset-

Zes,

c) in Nummer 7 wird nach der Angabe ,§ 60 a“ die Angabe ,oder 60 b“ angefugt.

3. 8 6 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worte ,Das Ministerium fur Inneres, landliche Raume
und Integration“ durch die Worte ,Die fir die Aufnahme nach diesem Gesetz
zustandige oberste Landesbehdrde” ersetzt.

b) Absatz 2 wird gestrichen.
c) Absatz 3 wird Absatz 2.

d) Nach Absatz 2 werden folgende Absatze 3 und 4 angefiigt:

,(3) Die fur das Aufenthaltsrecht zustandige oberste Landesbehérde wird er-
maéachtigt, durch Verordnung zu bestimmen, dass eine andere Stelle als die
Auslanderbehorde die in 8 56a Absatz 3 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes ge-
nannten Daten erhebt und speichert.
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(4) Die fur das Aufenthaltsrecht zustéandige oberste Landesbehdrde wird er-
machtigt, durch Verordnung zu bestimmen, dass fur einzelne Aufgaben nach
8 71 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes nur eine oder mehrere bestimmte Aus-
landerbehérden zustéandig sind.

Artikel 2

Anderung des Gesetzes zur Durchfiihrung des Asylbewerberleistungsgesetzes

Das Gesetz zur Durchfihrung des Asylbewerberleistungsgesetzes vom 11. Okto-
ber 1993 (GVOBI. Schl.-H. S. 498), geandert durch Gesetz vom 14. Dezember 2004
(GVOBI. Schl.-H. S. 484), Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 18 der
Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 30), wird wie folgt geandert:

1. An die Uberschrift wird die Abkiirzung ,,(AG AsylbLG)“ angefiigt.

2. 8§ 1 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

b)

aa) Die Angabe ,vom 30. Juni 1993 (BGBI. | S.1074)“ wird gestrichen.

bb) Die Worte ,Asylverfahrensgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Neu-
regelung des Asylverfahrens vom 26. Juni 1992 (BGBI. | S. 1126)“ werden
durch das Wort ,Asylgesetzes” ersetzt.

cc) Die Worte ,fur Asylbegehrende oder deren zugeordnete Unterklinfte* wer-
den durch die Worte ,und anderen Einrichtungen und Unterkinften des Lan-
des” ersetzt.

In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte ,dal’ kreisangehdrige Stadte,”“ durch das
Wort ,dass” ersetzt.

3. 8§ 3 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

Die Uberschrift erhalt folgende Fassung: ,§ 3 Leistungen in Aufnahmeeinrich-
tungen und anderen Einrichtungen und Unterklnften des Landes®.

Das Wort ,Asylverfahrensgesetzes” wird durch das Wort ,Asylgesetzes” ersetzt.
Nach den Worten ,untergebracht sind“ werden die Worte ,sowie fiir die Leis-

tungsgewahrung von nach § 61 Absatz 2 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes un-
tergebrachten Personen® eingefugt.

4. 8§ 4 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Die Worte ,Das Ministerium fir Inneres, landliche Raume und Integration®
werden durch die Worte ,Die fir das Asylbewerberleistungsgesetz zustandige
oberste Landesbehorde” ersetzt.

Das Wort ,erlalt* wird durch das Wort ,erlasst” ersetzt.

4



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/ #N!#

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkindung in Kraft.

Kiel,

Daniel Ginther Hans-Joachim Grote
Ministerprasident Minister fur Inneres, landliche
Raume und Integration
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Begrindung
A. Allgemeiner Teil

Im Landesaufnahmegesetz wie im Gesetz zur Ausfihrung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes werden Bezeichnungen von Gesetzen vereinheitlicht und kleinere re-
daktionelle Anderungen vorgenommen.

Zudem werden in das Landesaufnahmegesetz notwendige Verordnungsermachti-
gungen aufgenommen und im Gesetz zur Durchfihrung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes klargestellt, dass das Landesamt fir Auslanderangelegenheiten fir die
Leistungsgewadhrung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz fiir alle Personengrup-
pen, die in den Einrichtungen und Unterkiinften des Landes zur Ausreise unterge-
bracht sind, zustandig ist.

B. Besonderer Teil
Zu Artikel 1
Zu Nummer 1

Durch den Wegfall von § 21 des Bundesvertriebenengesetzes, nach dem die Lander
verpflichtet waren, zentrale Dienststellen zur Durchfihrung des Bundesvertriebenen-
gesetzes zu unterhalten, durch das Siebte Gesetz zur Anderung des Bundesvertrie-
benengesetzes vom 16. Mai 2007 (BGBI. Teil | S. 748) bedarf es im Landesaufnah-
megesetz keiner umsetzenden Zustandigkeitsregelung mehr.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a)

Mit der Anderung wird bei der Bezeichnung des Aufenthaltsgesetzes die tiberholte
statische Verweisung gestrichen.

Zu Buchstabe b)

Die Anderung der friheren Gesetzesbezeichnung Asylverfahrensgesetz in Asylge-
setz durch das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20. Oktober 2015 (BGBI.
Teil I S. 1722) wird im Landesaufnahmegesetz nachvollzogen.

Zu Buchstabe c)

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund des mit dem Zweiten Gesetz zur
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht vom 15. August 2019 (BGBI. | S. 1294)
eingefugten neuen Duldungstatbestandes des § 60b AufenthG (Duldung mit unge-
klarter Identitat).

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung zur Vermeidung von Anpassungen
des Gesetzestextes bei Anderungen der Ressortbezeichnung.

Zu Buchstabe b)
Es handelt sich um eine Folgeadnderung zu Nummer 1.

6



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/ #N!#

Zu Buchstabe c)
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 3 Buchstabe b.
Zu Buchstabe d)

Fur die fur das Aufenthaltsrecht zustandige oberste Landesbehorde werden weitere
Verordnungserméachtigungen geschaffen.

Absatz 3 eroffnet ihr die Moéglichkeit, die Zustandigkeit fir die im Rahmen der elekt-
ronischen Aufenthaltsiiberwachung nach § 56a Absatz 3 Satz 1 des Aufenthaltsge-
setzes erhobenen und gespeicherten Daten auf eine andere Stelle als die Auslan-
derbehdrde zu Ubertragen (z.B. im Wege der Mandatierung der Gemeinsamen elekt-
ronischen Uberwachungsstelle der Lander - GUL - in Hessen).

Gemald § 56a Absatz 3 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes erhebt und speichert die
Auslanderbehdrde mit Hilfe der vom Auslander mitgeflhrten technischen Mittel au-
tomatisiert Daten Uber dessen Aufenthaltsort sowie tUber etwaige Beeintrachtigungen
der Datenerhebung. Satz 3 der Vorschrift enthélt eine Ermachtigung fir die Landes-
regierungen durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass eine andere Stelle als die
Auslanderbehdrde die genannten Daten erhebt und speichert. Diese Ermachtigung
wiederum kann gemaR Satz 4 durch Rechtsverordnung durch die Landesregierung
auf die fur den Vollzug des Aufenthaltsgesetzes zustandigen obersten Landesbehor-
den uUbertragen werden. Hiervon wird vorliegend Gebrauch gemacht. Die Befugnis,
das nicht im Wege einer Rechtsverordnung, sondern im Wege einer Regelung durch
Gesetz umzusetzen, ergibt sich aus Artikel 80 Absatz 4 des Grundgesetzes.

Mit Absatz 4 wird die fir das Aufenthaltsrecht zustandige oberste Landesbehdrde
gemal § 71 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes ermachtigt, die Zustandigkeit fur ein-
zelne aufenthalts- und passrechtliche MaRnahmen nach dem Aufenthaltsgesetz und
nach auslanderrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen auf nur eine oder
mehrere bestimmte Auslanderbehdrden zu Ubertragen.

Zu Artikel 2
Zu Nummer 1

Die Uberschrift wird um eine Kurzbezeichnung des Gesetzes erganzt.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a)

Uberholte statische Verweisungen auf andere Gesetze werden gestrichen und die
aktuelle Bezeichnung Asylgesetz eingefuigt. Dartber hinaus erfolgt eine klarstellende
Anpassung aufgrund der Zustandigkeit des Landesamtes fir Ausl&dnderangelegen-
heiten fir die Gewahrung von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz fur
alle in einer Einrichtung oder Unterkunft des Landes wohnverpflichteten und danach
leistungsberechtigten Personen.

Zu Buchstabe b)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die tbliche Bezeichnung der
betroffenen Kommunen. Eine Rechtsanderung ist damit nicht verbunden.
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Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a)

Es handelt sich um eine klarstellende Folgednderung zur Kklarstellenden Anpassung
in Artikel 2 Nummer 2 a) zur Zustandigkeit des Landesamtes fur Auslanderangele-
genheiten.

Zu Buchstabe b)

Es handelt sich um die Ubernahme der aktuellen Bezeichnung des Asylgesetzes und
eine Folgeanderung zur klarstellenden Anpassung in Artikel 2 Nummer 2 a) zur Zu-
standigkeit des Landesamtes fur Auslanderangelegenheiten.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung zur Vermeidung von Anpassungen
des Gesetzestextes bei Anderungen der Ressortbezeichnung.

Artikel 3
Artikel 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.



	Leere Seite
	Unterrichtung Änderung Landesaufnahmegesetz-Kopie Orignal.pdf
	Änderung Landesaufnahmegesetz-Kopie Original
	Gesetzentwurf

	Leere Seite

